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1.    Allgemeines 

1.1.  Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten für 
Geschäfte, bei denen MMM MÜNCHENER MEDIZIN 
MECHANIK GMBH oder ein im Sinne von § 15 
Aktiengesetz mit ihr verbundenes Unternehmen 
(nachfolgend auch „konzernverbundenes Unternehmen“ 
oder „verbundenes Unternehmen“ genannt) Auftraggeber 
sind. 
1.2.  Für alle – auch künftigen – seitens des Auftrag-
gebers (nachfolgend auch „AG“ genannt) erfolgenden 
Bestellungen, Angebote und sonstigen Geschäfte mit 
dem Auftragnehmer (nachfolgend auch „AN“ genannt) 
gelten auch ohne ausdrückliche Vereinbarung 
ausschließlich die vorliegenden Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen. Entgegenstehende oder 
abweichende Bedingungen des AN erkennt der AG nicht 
an; den Geschäftsbedingungen des AN wird hiermit 
widersprochen. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen 
des AG gelten auch dann, wenn der AG in Kenntnis 
entgegenstehender oder abweichender Bedingungen des 
AN seine vertraglichen Pflichten vorbehaltlos erfüllt.  
1.3.  Eine Änderung dieser Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen einschließlich dieser Bestimmung 
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Zustimmung 
des AG bzw. einer schriftlichen Vereinbarung.  
1.4.  Die vorliegenden Bedingungen sind auf 
Werkverträge, Werklieferungsverträge, Dienstverträge 
und gemischte Verträge entsprechend anwendbar.  
1.5.  Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen finden nur 
Anwendung, wenn der AN Unternehmer, eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. Das Gleiche gilt für AN, 
die im Ausland eine gewerbliche Tätigkeit ausüben, die 
mit der eines inländischen Unternehmers vergleichbar ist, 
sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder mit 
einem inländischen öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen vergleichbar sind. Unternehmer ist eine 
natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige 
Personengesellschaft, die bei Abschluss eines 
Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder 
selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt.  

2.    Vertragsschluss, Angebotsunterlagen, Rücktritt 

2.1.  Nimmt der AN die Bestellung nicht innerhalb von 14 
Tagen an, ist der AG zum schriftlichen Widerruf 
berechtigt, soweit keine andere Frist ausdrücklich 
bestimmt ist.  
2.2.  Alle den Vertrag und seine Ausführung betreffenden 
Vereinbarungen zwischen dem AG und dem AN bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Schrift- oder Textform.  
2.3.  Weicht der AN in seiner Erklärung von der Anfrage 
oder Bestellung des AG ab, so hat er hierauf ausdrücklich 
hinzuweisen.  
2.4.  An den Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen 
und sonstigen Unterlagen – auch in elektronischer Form 
– hat der AG die alleinigen Eigentums- und Urheberrechte. 
Der AN ist verpflichtet, alle erhaltenen Abbildungen, 
Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen 
und Informationen strikt geheim zu halten. Sie dürfen 
ohne ausdrückliche Zustimmung des AG Dritten nicht 

zugänglich gemacht, bekannt gegeben oder selbst oder 
durch Dritte vervielfältigt werden. Die Geheimhaltungs-
verpflichtung gilt auch nach Abwicklung dieses Vertrages; 
sie erlischt, wenn und soweit das in den überlassenen 
Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen 
Unterlagen enthaltene Know-how allgemein bekannt 
geworden ist.  
2.5.  Dem AG vom AN zur Kenntnis gebrachte 
Informationen gelten als nicht vertraulich, soweit diese 
nicht ausdrücklich als vertraulich gekennzeichnet sind.  
2.6.  Die Bestellung des AG steht unter dem Vorbehalt, 
dass der Lieferung oder Leistung keine Hindernisse 
aufgrund von nationalen oder internationalen 
Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts sowie keine 
Embargos und/oder sonstige Sanktionen entgegen-
stehen.  
2.7.  Jede der Vertragsparteien kann von dem Vertrag 
ganz oder teilweise wegen Vorliegens eines wichtigen 
Grundes zurücktreten. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere dann vor, wenn die jeweils andere 
Vertragspartei einen Eigenantrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder eines ähnlichen Verfahrens 
stellt oder ihre Zahlungen nicht nur vorübergehend 
einstellt oder wenn über ihr Vermögen das 
Insolvenzverfahren oder ein ähnliches Verfahren eröffnet 
bzw. die Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist. 
Gleiches gilt, wenn ein Dritter einen Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens oder eines ähnlichen Verfahrens 
über das Vermögen der anderen Partei gestellt und das 
Insolvenzgericht Sicherungsmaßnahmen nach § 21 
Insolvenzordnung (InsO) angeordnet hat. Tritt der AG 
nicht zurück, kann er einen Betrag von mindestens 5 % der 
Vergütung als Sicherheit für die vertraglichen Ansprüche 
bis zum Ablauf der vertraglichen Gewährleistungsfrist 
einbehalten.  

3.    Preise, Zahlungsbedingungen  

3.1.  Die Preise des AG im Rahmen der Bestellung sind 
Nettopreise, es sei denn der AG hat ausdrücklich etwas 
anderes ausgewiesen.  
3.2.  Die Fälligkeit von Forderungen gegen den AG tritt 
erst nach vollständigem Wareneingang bzw. 
vollständiger Leistungserbringung beim AG und Zugang 
einer den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden 
Rechnung ein.  
3.3.  Soweit nicht anders vereinbart, bezahlt der AG den 
vereinbarten Preis innerhalb von 14 Tagen, gerechnet ab 
Lieferung bzw. Leistungserbringung und Rechnungs-
erhalt, mit 3 % Skonto oder innerhalb von 30 Tagen nach 
Rechnungserhalt netto.  
3.4.  Zahlungsverzug tritt nur nach Fälligkeit und 
Mahnung ein. Der AG kommt nicht deshalb in Zahlungs-
verzug, weil er nicht innerhalb von 30 Tagen nach 
Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder 
gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet. Wenn der 
Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder 
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der AG auch 
nicht deshalb in Zahlungsverzug, weil er nicht spätestens 
30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Lieferung oder 
Leistung leistet. Die Höhe der Verzugszinsen beträgt 5 
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Prozentpunkte über dem Basiszinssatz gemäß § 247 
BGB.  
3.5.  Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen 
dem AG in gesetzlichem Umfang zu. Der AG ist berechtigt, 
mit gegen den AN gerichteten Forderungen von anderen 
konzernverbundenen Unternehmen aufzurechnen oder 
Zurückbehaltungsrechte geltend zu machen.  
3.6.  Für den Fall, dass der AG eine Bestellung auslöst und 
die Bestellung eine Lieferung oder Leistung sowie 
Rechnungslegung an ein konzernverbundenes 
Unternehmen vorsieht, so gilt, dass der AG als 
Bevollmächtigter des verbundenen Unternehmens 
handelt und ein Vertragsverhältnis zwischen dem AN und 
dem verbundenen Unternehmen zustande kommt.  
3.7.  Der AN darf seine Forderungen gegen den AG nicht 
abtreten, verpfänden oder in sonstiger Weise darüber 
verfügen.  

4.    Liefermodalitäten, Gefahrübergang 

4.1.  Die Lieferung erfolgt „DAP“ bzw. „DDP“ (bei 
Lieferungen aus dem Ausland) der in der Bestellung des 
AG angegebenen Adresse nach INCOTERMS 2020, soweit 
nichts anderes vereinbart ist.  
4.2.  Der AN ist verpflichtet, auf allen Rechnungen, 
Versandpapieren und Lieferscheinen exakt die 
Bestellnummer des AG anzugeben. Rechnungen kann der 
AG nur unter dieser Voraussetzung bearbeiten. Für alle 
wegen Nichteinhaltung dieser Verpflichtung 
entstehenden Folgen ist der AN verantwortlich, soweit er 
nicht nachweist, dass er diese nicht zu vertreten hat.  
4.3.  Die in der Bestellung angegebenen Liefer- bzw. 
Leistungstermine und -fristen sind bindend. Maßgeblich 
ist der Wareneingang beim AG.  
4.4.  Lieferungen oder Leistungen zu einem anderen als 
dem in der Bestellung angegebenen Zeitpunkt oder in 
anderer Menge sind unzulässig. Nimmt der AG die 
Lieferung oder Leistung dennoch an, ändert dies nichts an 
den Zahlungsbedingungen und -fristen.  
4.5.  Unbeschadet der sonstigen Rechte des AG ist der AN 
verpflichtet, den AG unverzüglich schriftlich in Kenntnis 
zu setzen, wenn Umstände eintreten oder ihm erkennbar 
werden, aus denen sich ergibt, dass die vereinbarte Liefer- 
bzw. Leistungszeit nicht eingehalten werden kann.  
4.6.  Die vorbehaltlose Annahme der verspäteten oder 
mangelhaften Lieferung oder Leistung stellt keinen 
Verzicht des AG auf ihm zustehende Ansprüche aufgrund 
der verspäteten oder mangelhaften Lieferung oder 
Leistung dar.  
4.7.  Im Falle des Verzuges des AN kann der AG pro 
begonnener Woche Verzug eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 0,5 % des Auftragswertes, maximal jedoch 5 % des 
Auftragswertes verlangen. Die Vertragsstrafe wird, soweit 
der AG Schadensersatzansprüche geltend macht, hierauf 
angerechnet. Den Vorbehalt der Vertragsstrafe erklärt der 
AG spätestens bei Zahlung der Schlussrechnung, die 
zeitlich der verspäteten Lieferung oder Leistung 
nachfolgt. Der AG behält sich die Geltendmachung 
weiterer Ansprüche ausdrücklich vor.  
4.8.  Soweit eine Abnahme vereinbart ist, findet eine 
förmliche Abnahme statt. Die Inbetriebnahme oder 
Nutzung ersetzt die Abnahmeerklärung des AG nicht. 

4.9.   Lieferungen und Leistungen des AN sind so 
auszuführen, dass sie den vertraglichen Vereinbarungen, 
den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere den 
einschlägigen Unfallverhütungs-, den Arbeitssicherheits-, 
Umwelt- und ähnlichen Vorschriften, den einschlägigen 
technischen Normen und den neuesten anerkannten 
Regeln der Wissenschaft und Technik entsprechen. 
Einschlägige Bescheinigungen, Prüfungszeugnisse und 
Nachweise sind kostenlos mitzuliefern.  
4.10.  Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart 
ist, hat der AN auf seine Kosten für eine Verpackung zu 
sorgen, die für die Lieferung der Ware geeignet und 
umweltfreundlich ist. Auf der Verpackung müssen alle für 
den Inhalt, die Lagerung und den Transport wichtigen 
Hinweise sichtbar angebracht werden.  
4.11.  Soweit der AN einen Anspruch auf die für den AG 
kostenfreie Rücksendung der Verpackung hat, muss die 
Verpackung dementsprechend deutlich gekennzeichnet 
werden. Bei fehlender oder undeutlicher Kennzeichnung 
entsorgt der AG die Verpackung auf Kosten des AN.  

5.    Gewährleistung 

5.1.  Der AN gewährleistet, dass seine Lieferung oder 
Leistung die vereinbarte Beschaffenheit hat und den 
vorgesehenen Einsatzzweck erfüllt.  
5.2.  Der AG ist nur verpflichtet, die Ware auf Identität, 
Vollständigkeit und äußerlich erkennbare Mängel zu 
prüfen. Solche Mängel wird der AG innerhalb von 10 
Arbeitstagen ab Wareneingang rügen. Im Weiteren rügt 
der AG Mängel, sobald sie nach den Gegebenheiten des 
ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs festgestellt 
werden. Der AN verzichtet insoweit auf den Einwand der 
verspäteten Mängelrüge nach § 377 HGB.  
5.3.  Die gesetzlichen Mängelansprüche stehen dem AG 
unbeschränkt zu; in jedem Fall ist der AG berechtigt, vom 
AN nach Wahl des AG Mängelbeseitigung oder Lieferung 
einer neuen Sache bzw. erneute mangelfreie Leistung zu 
verlangen. Die Nacherfüllung gilt nach dem zweiten 
erfolglosen Versuch als gescheitert. Das Recht auf 
Schadensersatz, insbesondere das auf Schadensersatz 
statt der Leistung bleibt ausdrücklich vorbehalten. Der AN 
hat dem AG im Rahmen seiner Schadensersatzpflicht 
auch die Aus-, Um- und Einbaukosten, die dem AG im 
Zusammenhang mit Mängeln entstehen, zu erstatten.  
5.4.  Der AN hat angezeigte Mängel unverzüglich zu 
beseitigen. Der AG ist berechtigt, auf Kosten des AN die 
Mängelbeseitigung selbst vorzunehmen oder durch Dritte 
vornehmen zu lassen, wenn der AN trotz angemessener 
Fristsetzung mit der Mängelbeseitigung in Verzug ist, bei 
einer Abstimmung zwischen den Parteien oder wenn 
besondere Umstände vorliegen, die dem AG ein Abwarten 
der Mängelbeseitigung durch den AN unzumutbar 
machen. Die hierbei angefallenen Kosten trägt der AN.  
5.5.  Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 24 
Monate ab Gefahrübergang, soweit das Gesetz nicht 
längere Verjährungsfristen vorsieht. 
5.6.  Zeigt der AG Mängel der Lieferung oder Leistung dem 
AN an, tritt mit dem Zugang der Mängelanzeige die 
Hemmung der Verjährung der Mängelansprüche des AG 
ein. Die Verweigerung der Fortsetzung von 



Allgemeine Einkaufsbedingungen der MMM Gruppe 

Seite 3 von 4 Stand: Oktober 2023 
 

Verhandlungen bei streitigen Ansprüchen nach § 203 
Satz 1 BGB muss schriftlich erfolgen.  

6.    Haftung  

Die gesetzlichen Haftungsregelungen finden uneinge-
schränkt Anwendung, soweit in diesen Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen nichts anderes vereinbart ist. 

7.    Produkthaftung, Freistellung, Haftpflichtversiche-
rungsschutz  

7.1.  Der AN stellt den AG von sämtlichen Ansprüchen 
Dritter – egal aus welchem Rechtsgrund – frei, die auf ein 
von ihm geliefertes fehlerhaftes Produkt zurückzuführen 
sind, und erstattet dem AG die notwendigen Kosten seiner 
diesbezüglichen Rechtsverfolgung.  
7.2.  Im Rahmen seiner Haftung für Schadensfälle im Sinn 
von 7.1 ist der AN verpflichtet, sämtliche Kosten zu 
erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer 
von dem AG durchgeführten Rückrufaktion, Warnung und 
sonstigen Maßnahme ergeben. Über Inhalt und Umfang 
der durchzuführenden Rückrufmaßnahmen wird der AG 
den AN – soweit möglich und zumutbar – unterrichten 
und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Unberührt 
bleiben sonstige gesetzliche Ansprüche. 
7.3.  Der AN unterhält eine Betriebshaftpflichtversiche-
rung und eine erweiterte Produkthaftpflicht-Versicherung 
mit einer Deckungssumme von € 10 Mio. pro 
Personenschaden/Sachschaden; stehen dem AG 
weitergehende Schadensersatzansprüche zu, so bleiben 
diese unberührt.  

8.    Schutzrechte und Nutzungsrechte  

8.1.  Der AN räumt dem AG an sämtlichen urheber-
rechtlich geschützten Werken oder gewerblichen Schutz-
rechten an der Lieferung oder Leistung, insbesondere an 
Software, ein unwiderrufliches, übertragbares, lizenzier-
bares, zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränktes 
Nutzungsrecht ein, wenn und soweit dies für die Nutzung 
der Lieferung oder Leistung erforderlich ist. Software hat 
der AN ablauffähig im Objektcode auf handelsüblichen 
Datenträgern zu liefern. Ist auch die Lieferung des 
Quellcodes der Software umfasst, so ist dieser 
zusammen mit der vollständigen Entwicklungsdoku-
mentation und den Entwicklungswerkzeugen zu liefern.  
8.2.  Soweit im Auftrag des AG Entwicklungsleistungen 
erbracht werden und/oder Abbildungen, Zeichnungen, 
Produktbeschreibungen, Datenblätter oder sonstige 
Unterlagen erstellt werden, überträgt der AN hieran die 
ausschließlichen Nutzungs- und Verwertungsrechte 
sowie Schutzrechte auf den AG.  
8.3.  Der AN gewährleistet, dass im Zusammenhang mit 
seiner Lieferung oder Leistung keine Rechte Dritter 
verletzt werden.  
8.4.  Wenn Dritte aufgrund der Benutzung der Lieferung 
oder Leistung durch den AG Ansprüche wegen Verletzung 
von gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten 
gegen den AG geltend machen, muss der AN die 
erforderlichen Abwehr- und außergerichtlichen 
Maßnahmen zur Rechtsverteidigung ergreifen. Wird der 
AG von einem Dritten insoweit in Anspruch genommen, 
so ist der AN verpflichtet, dem AG auf erstes schriftliches 
Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen; der AG ist 

nicht berechtigt, mit dem Dritten ohne Zustimmung des 
AN irgendwelche Vereinbarungen zu treffen, 
insbesondere einen Vergleich abzuschließen.  
8.5.  Die Freistellungspflicht des AN bezieht sich auf alle 
Aufwendungen, die dem AG aus oder im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten erwachsen. 
8.6.  Die Verjährungsfrist für Rechtsmängelansprüche 
beträgt 24 Monate, gerechnet ab Gefahrübergang.  

9.    Eigentumsvorbehalt, Beistellung  

9.1.  Ein Eigentumsvorbehalt des AN ist nur wirksam, 
wenn der AG zur Weiterveräußerung und Verarbeitung im 
ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr ermächtigt ist und 
der Eigentumsvorbehalt mit Zahlung des Kaufpreises 
erlischt.  
9.2.  Sofern der AG dem AN Teile beistellt, behält sich der 
AG hieran das Eigentum vor. Verarbeitung oder 
Umbildung durch den AN werden für den AG 
vorgenommen. Wird die Vorbehaltsware des AG mit 
anderen, dem AG nicht gehörenden Gegenständen 
verarbeitet, so erwirbt der AG das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Sache des AG 
zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der 
Verarbeitung.  
9.3.  Wird die vom AG beigestellte Sache mit anderen, dem 
AG nicht gehörenden Gegenständen untrennbar 
vermischt, überträgt der AN schon jetzt das Miteigentum 
an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Sache 
zu den anderen vermischten Gegenständen zum 
Zeitpunkt der Vermischung an den AG. Erfolgt die 
Vermischung in der Weise, dass die Sache des AN als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der 
AN dem AG anteilmäßig Miteigentum überträgt.  
9.4.  Das Allein- oder Miteigentum des AG verwahrt der 
AN unentgeltlich für den AG.  
9.5.  Soweit die dem AG nach 9.2 und 9.3 zustehenden 
Sicherungsrechte den Einkaufspreis aller noch nicht 
bezahlten Vorbehaltswaren des AG um mehr als 10 % 
übersteigen, ist der AG auf Verlangen des AN zur Freigabe 
der Sicherungsrechte nach Wahl des AG verpflichtet.  

10.    Ein– und Ausfuhrbeschränkungen, Zollverkehr  

10.1. Der AN hat alle Anforderungen des für die Lieferung 
oder Leistung relevanten nationalen und internationalen 
Zoll- und Außenwirtschaftsrechts zu erfüllen und dem AG 
vor Vertragsabschluss sowie bei Änderungen unver-
züglich alle Unterlagen, Dokumente, Daten und Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen, die zur Einhaltung des 
Außenwirtschaftsrechts bei Aus-, Ein- und Wiederausfuhr 
erforderlich sind, insbesondere durch ihn oder durch den 
AG einzuholende behördliche Genehmigungen und 
bestehende Meldepflichten.  
10.2.  Der AN hat für Zollzwecke den 
Warenbegleitpapieren eine Handelsrechnung in eng-
lischer Sprache und in zweifacher Ausführung 
beizufügen, die im Falle von zollpflichtigen Lieferungen 
oder Leistungen die relevanten zollpflichtigen und nicht 
zollpflichtigen Preisbestandteile getrennt ausweist, 
soweit nicht anders vereinbart. Bei kostenlosen 
Lieferungen oder Leistungen ist eine Wertangabe mit dem 
Hinweis "For Customs Purposes Only" erforderlich. Auf 
der Rechnung oder dem Lieferschein ist der Grund für die 
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kostenlose Lieferung oder Leistung anzugeben (z.B. 
kostenlose Mustersendung). Soweit bei Importen oder 
Exporten weitere amtliche Dokumente zur 
bestimmungsgemäßen Verwendung der Liefer- bzw. 
Leistungsgegenstände benötigt werden, ist der AN 
verpflichtet, dem AG diese Unterlagen auf eigene Kosten 
unverzüglich zu beschaffen und zur Verfügung zu stellen 
und sich bei allen im Zusammenhang mit Zöllen und 
Ursprungserklärungen auftretenden Fragen und 
Anweisungen mit dem AG in Verbindung zu setzen. Des 
Weiteren hat der AN den AG mit allen zulässigen Mitteln 
zu unterstützen, die zu einer optimalen und 
rechtskonformen Zollabwicklung erforderlich sind.  
10.3.  Verletzt der AN seine vorstehenden Pflichten, hat er 
dem AG sämtliche Aufwendungen und Schäden, die dem 
AG hieraus entstehen, zu erstatten, es sei denn, der AN 
hat die Pflichtverletzung nicht zu vertreten.  

11.   Anti-Korruption/ Compliance  

11.1.  Der AN sichert zu, bei und im Zusammenhang mit 
der Erbringung von Lieferungen und Leistungen für den 
AG alle insoweit einschlägigen Gesetze und Rechts-
vorschriften zu beachten, insbesondere Strafrecht, Anti-
Korruptionsrecht, Kartellrecht, Sozialversicherungsrecht 
und Ordnungswidrigkeitsrecht. Dies betrifft sowohl die 
einschlägigen Gesetze und Rechtsvorschriften in dem 
Land des Geschäftssitzes des AN als auch in demjenigen 
Land, in dem die Lieferungen oder Leistungen erbracht 
werden, aber auch – soweit anwendbar - internationale 
und deutsche Vorschriften.  
11.2.  Unbeschadet der sonstigen Rechte des AG 
berechtigt ein nicht nur unerheblicher Verstoß gegen eine 
der vorgenannten Verpflichtungen durch den AN den AG 
zum Rücktritt und zur Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen sowie zum Abbruch der 
Geschäftsbeziehungen und sämtlicher Vertrags-
verhandlungen. 

12.    Verhaltenskodex und Geschäftsverhalten 

12.1.  Der AN ist zur Einhaltung des Verhaltenskodex für 
Lieferanten des AG verpflichtet. Die aktuelle Version des 
Verhaltenskodex für Lieferanten kann auf der Webseite 
des AG unter www.mmmgroup.com eingesehen werden.  
12.2.  Der Verhaltenskodex für Lieferanten legt die 
einzuhaltenden Mindeststandards fest. Soweit der 
Verhaltenskodex für Lieferanten jedoch im Widerspruch 
zu lokalen Gesetzen steht, haben die lokalen Gesetze 
Vorrang. 
12.3.  Der AG kann den Verhaltenskodex für Lieferanten 
ändern, wenn sich maßgebliche rechtliche, behördliche 
oder institutionelle Anforderungen, Rechtsprechung oder 
ethische Geschäftsgrundsätze ändern.  
12.4.   Der AN erkennt an und erklärt sich damit 
einverstanden, dass ein Verstoß gegen die Regelungen 
unter dieser Ziffer 12. als wesentliche Vertragsverletzung 
angesehen wird, die dem AG das Recht gibt, den Vertrag 
gemäß den Bestimmungen des Verhaltenskodex für 
Lieferanten zu kündigen. Der AG ist nach Ausübung 
dieses Kündigungsrechts nicht zur Zahlung etwaiger aus-
stehender Vergütungen oder zu sonstigen Zahlungen 
verpflichtet. Der AG ist weiterhin nicht zum Ersatz von 

Schäden verpflichtet, die der AN aufgrund einer 
Kündigung gemäß dieser Ziffer erleidet. 

13.     Qualitätsmanagement  

Der AN hat ein nach Art und Umfang geeignetes, dem 
neuesten Stand der Technik der jeweiligen Branche 
entsprechendes Qualitätsmanagement-System einzu-
richten und aufrechtzuerhalten. Er hat Aufzeichnungen, 
insbesondere über seine Qualitätsprüfungen, zu erstellen 
und dem AG diese auf dessen Verlangen zur Verfügung 
zu stellen. Der AG oder ein vom AG beauftragter Dritter 
sind nach vorheriger Abstimmung mit dem AN zu 
Qualitätsaudits zur Beurteilung der Wirksamkeit seines 
Qualitäts-management-Systems berechtigt. 

14.    Informationsweitergabe im Konzern  

Der AG ist berechtigt, die aus der Geschäftsbeziehung mit 
dem AN bekannt gewordenen Daten an mit dem AG 
konzernverbundene Unternehmen (§15 AktG) im Rahmen 
der geltenden datenschutz-rechtlichen Bestimmungen 
weiterzugeben. 

15.     Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Erfüllungsort  

15.1.   Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem AG und 
dem AN gilt ausschließlich das für die Rechts-
beziehungen inländischer Vertragspartner maßgebliche 
Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
des UN-Kaufrechts (CISG). 
15.2.   Gerichtsstand für alle sich aus dem Rechts-
verhältnis zwischen dem AG und dem AN unmittelbar 
oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten ist der 
Geschäftssitz des AG. Jedoch kann der AG den AN auch 
vor den Gerichten seines allgemeinen Gerichtsstandes 
verklagen.  
15.3.   Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes 
ergibt, ist der Erfüllungsort für die Lieferungen oder 
Leistungen des AN sowie der Zahlungspflicht des AG die 
Geschäftsadresse des AG.  

16.     Teilunwirksamkeit  

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam 
sein, so bleiben die Bedingungen im Übrigen voll wirksam. 
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